
50  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  2 | 26

Zentrale Bühne 
multilateraler 
Diplomatie: Der 
UN-Sicherheits-
rat mit Sitz in 
New York

Foto: Picture Al-
liance/Xinhua 
News Agency/
Fotograf: Manu-
el Elias

Für zwei Deutsche muss das am 3. Juni 2026 
vermeldete Ergebnis der Abstimmung in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
(VN) über die Besetzung der fünf Nicht-Ständi
gen Sitze im VN-Sicherheitsrat für die Jahre 
2027/28 besonders schmerzhaft gewesen sein: 
Für Außenminister Johann Wadephul (CDU), der am 
Tisch der deutschen Delegation saß und dessen 

Diplomatinnen und Diplomaten sich in den voran-
gegangenen Monaten und Jahren intensiv um die 
Unterstützung  der deutschen Kandidatur bei den 
übrigen 192 Mitgliedstaaten der Weltorganisation 
bemüht hatten. Aber auch für die Präsidentin der 
80. Generalversammlung, Annalena Baerbock, die 
das Stimmergebnis zu verkünden hatte und in deren 
Verantwortung als damalige Außenministerin Start 

VEREINTE NATIONEN

TROTZ RÜCKSCHLAG DEN 
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und Ausrichtung der deutschen Wahlkampagne 
unter den Begriffen „Respekt. Gerechtigkeit. Frie-
den“ (Respect. Justice. Peace) gefallen war.

Deutschland war für einen der zwei Sitze an-
getreten, welche der Regionalgruppe der West-
europäischen und anderen Staaten (Western 
European and Others Group, WEOG) zustehen – im 
Wettbewerb mit Österreich und Portugal, die ihre 
Kandidaturen bereits 2011 bzw. 2013, also lange 
vor Deutschland, eingebracht und aktiv verfolgt 
hatten. In geheimer Abstimmung wurde Deutsch-
land mit nur 104 Stimmen hinter Portugal (134) und 
Österreich (131) bereits im ersten Wahlgang aus 
dem Rennen geworfen.1 

Der Wahlausgang trifft Deutschland auch des-
halb hart, weil die VN der jungen Bundesrepublik 
bereits in den 1950er Jahren ein bedeutendes 
Forum boten, sich vom Paria der Weltpolitik zu 
einem wieder geachteten, zuverlässigen und 
(auch finanziell) stark engagierten Mitglied der 
Staatengemeinschaft entwickeln zu können. Nach 
der 1973 gemeinsam mit der DDR erfolgten Auf-
nahme in die VN erzielten erst die Bundesrepublik 
und dann das wiedervereinigte Deutschland ab 
1990 immer Spitzenergebnisse bei Wahlen, etwa 
zum Sicherheitsrat oder zur früheren Menschen-
rechtskommission (MRK) bzw. ab 2006 zum VN-
Menschenrechtsrat. Diese Ergebnisse waren immer 
Ausdruck für die hohe Wertschätzung, die das Land 
in der Völkergemeinschaft genießt.2 

Das deutsche Scheitern 2026 zeigt, dass es 
dem Land nicht gelungen ist, sich in der von Krisen 
und Kriegen geschüttelten Weltorganisation glaub-
haft als politische Brückenbauerin und Anwältin 
multilateraler Kooperation zu präsentieren – also 
gerade in den Rollen, in denen die deutsche Politik 
über die Jahrzehnte einige Erfahrung gesammelt 
und Erfolge verbucht hat. 

Trotz des Rückschlags wird Deutschland seine 
Unterstützung für die VN und seinen eigenen multi-
lateralen Kurs nicht nur aufrecht halten, sondern 
weiter intensivieren müssen, um verlorenes Ver-
trauen wiederzugewinnen. Stabilität und Wohl-
stand der Exportnation Deutschland sind aufs 

1	 „General Assembly Elects Austria, Kyrgyzstan, 
Portugal, Trinidad and Tobago, Zimbabwe to Security 
Council”, Meetings Coverage and Press Releases 
GA/12762, 03.06.2026. https://press.un.org/
en/2026/ga12762.doc.htm [Stand: 15.06.2026].

2	 Sven Bernhard Gareis: Deutschlands Außen- und 
Sicherheitspolitik, Opladen/Toronto 32021, S. 193 f.

Engste verknüpft mit verlässlichen regelbasierten 
Beziehungen im Internationalen System, deren 
Grundlage die VN-Charta bildet. 

Es gilt daher, die Gründe für das deutsche Schei-
tern zu untersuchen und daraus Folgerungen für die 
weitere VN-Politik des Landes abzuleiten. 

Wahlverfahren und Bewerber

Der Sicherheitsrat besteht gemäß Art. 23 Abs. 1 
VN-Charta aus fünf Ständigen Mitgliedern (China, 
Frankreich, Russland, den USA und dem Vereinigten 
Königreich) sowie zehn Nicht-Ständigen Mitgliedern, 
deren Sitze eine „[…] angemessene geographische 
Verteilung […]“3 widerspiegeln müssen. Die General-
versammlung wählt hierzu jährlich fünf der zehn 
Nicht-Ständigen Mitglieder nach einem fest-
gelegten Schema für deren Zugehörigkeit zu den 
fünf Regionalgruppen der Organisation.4 Demnach 
sind für die in ungeraden Jahren beginnenden Mit-
gliedschaften stets die beiden Sitze der WEOG neu 
zu besetzen, zudem je ein Sitz für Afrika, Asien und 
Lateinamerika.  Nach Art. 18 Abs. 2 VN-Charta be-
darf es zur Wahl einer „Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden und abstimmenden Mitglieder“, was bei 
Beteiligung aller 193 Mitgliedstaaten 129 Stimmen 
entspricht.5 Häufig, aber keinesfalls immer, einigen 
sich die Mitgliedstaaten innerhalb der Regional-
gruppen auf eine den zu vergebenden Sitzen ent-
sprechende Zahl von Kandidaten (sog. clean slates), 
so dass das Wahlverfahren rasch durchgeführt 
werden kann. Ist dies nicht der Fall, können meh-
rere Wahlgänge erforderlich werden. Für Afrika 
und Lateinamerika traten als einzige Kandidaten 

3	 Art. 23 Abs. 1 der Charta der Vereinten Nationen. 
https://unric.org/de/die-charta-der-vereinten-na-
tionen/#kapitelv [Stand: 15.06.2026].

4	 Regel 142 der Geschäftsordnung der Generalver-
sammlung. https://www.un.org/en/ga/about/
ropga/pdf/A_520_Rev.21.pdf#page=66 [Stand: 
15.06.2026].

5	 Regel 126 der Geschäftsordnung der Generalver-
sammlung legt fest: „Als ‚anwesende und abstim-
mende Mitglieder‘ im Sinne dieser Geschäftsord-
nung gelten Mitglieder, die eine Ja- oder Neinstimme 
abgeben. Mitglieder, die sich der Stimme enthalten, 
gelten als nicht abstimmende Mitglieder.“ Dies be-
deutet, dass die Zahl der für die Wahl erforderlichen 
Stimmen etwas sinken kann, wenn einige Staaten 
nicht an der Abstimmung teilnehmen oder sich 
enthalten. 
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Zimbabwe sowie Trinidad und Tobago an, um den 
asiatischen Sitz bewarben sich Kirgisistan und die 
Philippinen, welche im vierten Wahlgang dem klei-
neren Konkurrenten unterlagen.

Vor einer solchen Wettbewerbssituation stand 
auch Deutschland, als es am 3. Juni 2026 in gehei-
mer Wahl gegen Österreich und Portugal antrat: 
zwei angesehene, in der internationalen Gemein-
schaft bestens vernetzte EU-Staaten, beide seit 
1955 VN-Mitglieder mit bislang je drei Nicht-Ständi-
gen Mitgliedschaften im Sicherheitsrat. 

Österreich, das seine Eigenschaft als neutrales 
Land gegenüber den beiden NATO-Staaten Deutsch-
land und Portugal herausstellte, beherbergt in Wien 
einen der vier Hauptsitze der VN6 sowie zahlreiche 
wichtige Sonderorganisationen wie etwa die Inter-
nationale Atomenergiebehörde (IAEO) und die Orga-
nisation für Industrielle Entwicklung (UNIDO) oder 
das Büro zur Drogen- und Kriminalitätsbekämpfung 
(UNODC). Mit Kurt Waldheim stellte das Land von 
1972 bis 1981 den VN-Generalsekretär, der aktuelle 
Hochkommissar für Menschenrechte, Volker Türk, 
ist Österreicher und in sechs der elf laufenden VN-
Friedensmissionen sind rund 180 Angehörige des 
Bundesheeres im Einsatz.7

Portugal präsentierte sich als globaler Cham-
pion für internationale Solidarität und, aufgrund 

6	 Neben New York, Genf und Nairobi.

7	 https://peacekeeping.un.org/en/austria [Stand: 
15.06.2026].

seiner geografischen Lage, als ein Ort der Ver-
netzung von Völkern, Staaten und Kulturen.8 Sein 
ehemaliger Ministerpräsident António Guterres war 
von 2005 bis 2015 VN-Hochkommissar für Flücht-
linge (UNHCR) und amtiert seit 2017 als neunter VN-
Generalsekretär. Portugal blickt ebenfalls auf eine 
lange Tradition in der Friedenssicherung zurück und 
ist 2026 mit 170 Kräften an drei Missionen beteiligt.9

Dies war keine einfache Konstellation für 
Deutschland. Doch angesichts der zerrissenen 
Weltlage und der vor allem von den USA unter 
der zweiten Präsidentschaft Donald Trumps ver-
ursachten Finanz- und Ressourcenkrise der VN 
hatte Deutschland, das seine Rolle als stabiler und 
leistungsfähiger Partner in den Bemühungen um 
nachhaltige Entwicklung sowie als der mit jährlich 
über vier Milliarden Dollar zweitgrößte Financier 
der VN herausstellte, eine respektable Ausgangs-
position. Sein spektakuläres Scheitern in der ersten 
Runde ist auf das Zusammenkommen einer ganzen 
Reihe von Gründen zurückzuführen, deren wichtigs-
te im folgenden Abschnitt betrachtet werden. 

Gründe für Deutschlands Scheitern

In den Debatten um die Niederlage bei der Ab-
stimmung in der Generalversammlung steht meist 
die späte Bewerbung Deutschlands um einen Nicht-
Ständigen Sitz im Vordergrund. Tatsächlich hatte 
Österreich unmittelbar nach seiner Ratsmitglied-
schaft 2009/10 im Februar 2011 seine Bewerbung 
für den Zeitraum 2027/28 eingereicht,10 Gleiches tat 
Portugal nach seiner gemeinsam mit Deutschland 
geleisteten Mitgliedschaft in den Jahren 2011/12.11 
Seit ihrer zweiten Mitgliedschaft im Sicherheits-
rat noch vor der Wiedervereinigung 1987/88 hat 
die Bundesrepublik Deutschland ihre Amtszeiten 
in einem regelmäßigen Rhythmus von acht Jahren 
angetreten.12 Das inoffizielle Werben Deutschlands 

8	 https://portugal4unsc.com/where-we-stand/ 
[Stand: 15.06.2026].

9	 https://peacekeeping.un.org/en/portugal [Stand: 
15.06.2026].

10	 https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/
jcr:b38070bd-7257-4199-b2e9-bf2bc1587182/13_9_
mrv.pdf [Stand: 15.06.2026].

11	 https://onu.missaoportugal.mne.gov.pt/en/candi-
datures [Stand: 15.06.2026].

12	 1995/96, 2003/04, 2011/12 und 2019/20.
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um Unterstützung der Kandidatur für die Jahre 
2027/28 hatte daher schon lange begonnen, bevor 
der damalige Bundeskanzler Olaf Scholz diese wäh-
rend des von Deutschland und Namibia maßgeblich 
vorbereiteten VN-Zukunftsgipfels im September 
2024 offiziell bekanntgab. Am 4. Dezember 2024 
startete VN-Botschafterin Antje Leendertse dann 
in New York die Kampagne, mit der sich Deutschland 
unter den Stichworten „Respect. Justice. Peace“13 
der Staatengemeinschaft präsentierte.

Dennoch hatte die späte Bewerbung Deutsch-
lands Folgen: Für Portugal ergab sich eine als 
praktisch gesichert geltende Wahl, weil eine Mit-
gliedschaft zweier deutschsprachiger und zentral-
europäischer Staaten als äußerst unrealistisch 

erscheinen musste. Es lief also von Beginn an auf 
ein Duell zwischen Deutschland und Österreich 
hinaus. In diesem konnte der vermeintlich Kleinere 
sein diplomatisches Geschick erfolgreich einsetzen, 
sei es durch die Entsendung hochrangiger Emissäre 
zu Staaten des sog. „Globalen Südens“, dem Ab-
schluss transaktionaler Verabredungen bei Wahlen 

13	 Zur Kampagne siehe: https://germanyunsc.org/ 
[Stand: 15.06.2026].

in anderen VN-Gremien oder schließlich durch den 
Auftritt der gesamten Staatsspitze (Bundes-
präsident, Bundeskanzler und Außenministerin) 
zur Eröf fnung der 80. Generalversammlung. 
Obwohl diese auch symbolisch wichtige Tagung 
erstmals von einer deutschen Präsidentin geleitet 
wurde und die Wahl zum Sicherheitsrat in diese 
Sitzungsperiode fiel, nahm Bundeskanzler Fried-
rich Merz nicht daran teil. So konnte der Eindruck 
entstehen, dass Deutschland sich im Bewusstsein 
vermeintlicher Überlegenheit – und entgegen dem 
Begriff des „Respekts“ (respect) seiner Kampagne 
– zurücklehnte und darauf hoffte, dass alles wie in 
den vorangegangenen Wahlgängen verlaufen wür-
de.14 2010 konnte Deutschland noch eine Kampf-

kandidatur gegen Kanada und Portugal im ersten 
Wahlgang für sich entscheiden, vor der Wahl 2018 
hatte Israel seine Bewerbung zurückgezogen und 
den Weg für Belgien und Deutschland freigemacht. 

Gravierender als diese eher taktischen Fehler 
dürften sich aber Deutschlands Positionierungen zu 
Kriegen und Konflikten ausgewirkt haben. So gehört 

14	 https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/
un-sicherheitsrat-heusgen-deutschland-100.html 
[Stand: 15.06.2026].
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Deutschland zu den wichtigsten Unterstützern der 
Ukraine in ihrer Verteidigung gegen die russische Ag-
gression und hat in der Generalversammlung inten-
siv für entsprechende Resolutionen geworben. Im 
Falle des israelischen Vorgehens gegen die Hamas 
im Gaza-Streifen infolge des Angriffs auf Israel am 
7. Oktober 2023 hätten sich die Bundesregierungen 
Scholz und Merz angesichts des unermesslichen 
Leids der palästinensischen Zivilbevölkerung da-
gegen aus internationaler wie auch aus Sicht einer 
Mehrheit in Deutschland stärker für das humanitäre 
Völkerrecht und gegen israelische Kriegsverbrechen 
aussprechen und einsetzen müssen.15 Ähnliches gilt 
für die als oft indifferent betrachteten Positionie-
rungen Deutschlands an der Seite der USA (und 
Israels) bei der Intervention zur Entführung Nicolas 
Maduros in Venezuela und dem Krieg gegen den 
Iran 2026. Das Allgemeine Gewaltverbot des Art. 2 
Abs. 4 VN-Charta bildet zusammen mit Rechts-
grundsätzen wie der Verhältnismäßigkeit oder der 
Eignung der eingesetzten Mittel den Wesenskern 
der von Deutschland immer hochgehaltenen regel-
basierten internationalen Ordnung. Zweifel an einer 
einheitlichen Auslegung und Handhabung dieser 
Regeln führen dann rasch zum Vorwurf „doppelter 
Standards“ – und gegebenenfalls zu Vertrauens-
verlusten bei Abstimmungen in der VN-Generalver-
sammlung. Dies gilt gerade bei einem Land, welches 
„Frieden“ (peace) prominent in seiner Bewerbung 
zum Sicherheitsrat platziert hat. Neben die er-
warteten – und wohl auch als Auszeichnung ver-
standenen – Stimmenverluste durch anti-deutsche 
Kampagnen Russlands, dürften somit auch in der 
breiten Mitte der Generalversammlung Irritationen 
über Deutschlands Kurs getreten sein.  

Als ein dritter Gesichtspunkt ist aber auch die 
deutliche Absenkung der deutschen Beiträge zur 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit zu 
nennen. Nachdem diese 2023 mit 0,82 Prozent des 
deutschen Bruttoinlandsprodukts ihren Höchst-
stand erreicht hatte,16 sinkt sie seither beständig 

15	 https://www.giga-hamburg.de/de/publikationen/
giga-focus/gaza-israel-und-deutschlands-aussen-
politik-ein-meinungsbild [Stand: 15.06.2026].

16	 https://www.bmz.de/de/aktuelles/archiv-aktu-
elle-meldungen/deutschland-erreicht-un-finanzie-
rungsziel-entwicklungsleistungen-207026 [Stand: 
15.06.2026].

und könnte sich bis 2027 in etwa halbieren.17 Dieser 
Trend steht in einem klaren Widerspruch zu den Be-
mühungen Deutschlands, mit den Staaten des „Glo-
balen Südens“ gedeihliche Partnerschaften zu eta-
blieren, um gemeinsam mit anderen EU-Staaten ein 
Gegengewicht zum Engagement Chinas im Rahmen 
seiner Belt and Road-Initiative zu schaffen. Nach 
den dramatischen Kürzungen der US-amerikani-
schen Hilfsleistungen nach der 2025 erfolgten Auf-
lösung der US Agency for International Development 
(USAID) durch die zweite Trump-Administration, 
wurde Deutschland zwar in vielen Bereichen zum 
größten Geberland,18 entzieht den internationalen 
Bemühungen um gerechtere Lebenschancen aber 
weitere dringend benötigte Mittel. Dem in der Be-
werbungskampagne angeführten Postulat der Ge-
rechtigkeit ( justice) trägt dieses Verhalten nur sehr 
eingeschränkt Rechnung.

Wie stark die hier betrachteten Gründe für die 
deutsche Abstimmungsniederlage ins Gewicht 
gefallen sind, wird sich kaum klären lassen. In der 
geheimen Wahl kulminierten sie mit sicher auch 
anderen Beweggründen einzelner Staaten zu einem 
perfekten Sturm, der Deutschlands Bewerbung 
hinwegfegte. Dies ist jedoch nicht gleichbedeutend 
mit einem Verlust von Stellung und Bedeutung des 
Landes in der Weltorganisation. Noch am Tag des 
Scheiterns erklärte die Bundesregierung, an ihrem 
Engagement in den VN festhalten und Bewerbungen 
für künftige Mitgliedschaften im Sicherheitsrat an-
zustreben.19 Denn auch außerhalb des Sicherheits-
rates kann sich Deutschland in den zahlreichen Or-
ganen und Gremien der VN wirkungsvoll einbringen. 

17	 https://www.zeit.de/politik/deutschland/2026-04/
entwicklungshilfe-kuerzung-oecd-deutschland-gxe 
[Stand: 15.06.2026].

18	 https://www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle-mel-
dungen/erklaerung-reem-alabali-radovan-be-
kanntgabe-aufloesung-von-usaid-257456 [Stand: 
15.06.2026].

19	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/
bundeskanzler-merz-zur-wahl-der-nichtstaendi-
gen-mitglieder-fuer-den-sicherheitsrat-der-ver-
einten-nationen-fuer-die-periode-2027-28-243618 
[Stand: 15.06.2026]; https://www.deutschlandfunk.
de/merz-erneute-kandidatur-fuer-2035-108.html 
[Stand: 15.06.2026].
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Perspektiven deutscher Politik 
in den Vereinten Nationen

In jedem Fall werden auf Deutschland wichtige 
Aufgaben bei der Fortführung und partiellen Wieder-
belebung essenzieller Grundfunktionen der VN in 
Bereichen zukommen, für die eine Mitgliedschaft im 
Sicherheitsrat sicher hilfreich, aber nicht zwingend 
erforderlich ist. Die Krise der Weltorganisation ist 
auch deshalb so existenziell, weil die USA auf un-
absehbare Zeit nicht nur als Führungsmacht des 
freiheitlichen-demokratischen Lagers in der Welt-
politik ausfallen, sondern vielmehr aktiv das falsche 
Narrativ von der Ineffektivität bzw. Überflüssigkeit 
völkerrechtlicher Regeln für das Zusammenleben 
von Staaten und Gesellschaften nähren. 

Die Bemühungen von VN-Generalsekretär Antó-
nio Guterres, die VN durch seine 2025 gestartete 
Initiative UN8020 agiler und effizienter zu machen, 

20	 https://www.un.org/un80-initiative/en [Stand: 
15.06.2026].

greifen insofern zu kurz, als der Angriff auto-
kratischer Mächte auf die Organisation tiefer geht: 
deren Ziel ist die Beseitigung von Regeln, welche ihre 
regionale oder globale Machtausübung begrenzen.

Deutschland und mit ihm der große Teil der 
Staatengemeinschaft, die an tragfähigen Regeln 
der internationalen Politik interessiert sind, steht 
damit vor der Aufgabe, UN80 auch auf politisch-nor-
mativer Seite anzureichern und weltweit voranzu-
bringen. So ist die Zentralnorm der VN-Charta, das 
Allgemeine Gewaltverbot ihres Art. 2 Ziffer 4 nicht 
nur weiter in Kraft, sondern auch im Interesse der 
allermeisten VN-Mitgliedstaaten. Sie bildet einen 
entscheidenden zivilisatorischen Fortschritt, der 
das Zeitalter des Rechts auf Krieg (ius ad bellum) 
mit all seinen verheerenden Folgen für die Mensch-
heit abgelöst hat. Ganz Ähnliches gilt auch für die 
Menschenrechte, die keineswegs eine westliche 
Erfindung darstellen, sondern sich aus der uni-
versellen Einsicht speisen, dass die willkürliche 
Beschädigung von Individuen, aus welchen Motiven 
auch immer, nicht akzeptabel ist. Auch im Bereich 
der kollektiven Güter wie Klima und Umwelt steht 
mehr auf dem Spiel, als was den partikularen 

Die Belt and Road 
Initiative (BRI) ist 
seit 2013 Teil von 
Chinas globaler 
Infrastruktur-
strategie der 
„Neuen Seiden-
straße“. Die Karte 
zeigt ihre zent-
ralen Routen und 
konkurrierende 
Korridore.

Grafik: Picture Al-
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Yaren Bozgun
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Treffen der  
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Interessen weniger Mächte überlassen sein darf: Es 
geht um das Überleben der Menschheit insgesamt.

Deutschland wird hier nicht allein als globale 
Gestaltungsmacht auftreten können. Was es 
aber tun kann, ist, sich aktiv für eines oder meh-
rere dieser Menschheitsthemen einzusetzen und 
seinen Einfluss als eine weiterhin global aktive 
Volkswirtschaft und politische Mittelmacht auszu-
spielen. Im Zusammenwirken mit seinen Partnern 
in EU und NATO kann Deutschland auch in einer sich 
mehr multipolar denn multilateral aufstellenden 
Welt kooperative Formate gestalten und neue 
Interessensgemeinschaften wie mit den MERCO-
SUR-Staaten, Indien oder weiteren Akteuren vor 
allem im „Globalen Süden“ bilden. Die VN bieten hier-
zu Plattform und Rahmen auf der globalen Ebene. 
Zur Bewältigung dieser Herausforderungen hätte 
Deutschland im Sicherheitsrat sicher einiges bei-
tragen können, die Verantwortung reicht aber weit 
über eine solche Mitgliedschaft hinaus. Sie verlangt 
entsprechenden Einsatz von allen Staaten, die zu 
Leistungen im Sinne des globalen Gemeinwohls 
willens und fähig sind.

Reform des Sicherheitsrates

Damit sol l  a ls S chlus sbetrachtung noch 
Deutschlands Rolle bei der „Mutter aller Reformen“ 
des VN-Systems in den Blick genommen werden, 
nämlich die des Sicherheitsrates. Seit 1992 erklärt 
sich Deutschland bereit, als Ständiges Mitglied 
des Rates mehr globale Verantwortung zu über-
nehmen.21 Bislang war seinen Versuchen, diesem 
Ziel näher zu kommen, wenig Aussicht auf Erfolg 
beschieden. So brachte Deutschland zum Weltgipfel 
2005 gemeinsam mit Brasilien, Indien und Japan (als 
die sog. G4-Nationen) einen Vorschlag ein, der eine 
Erweiterung des Sicherheitsrates um Ständige 
Sitze für die eigenen vier Länder und weitere zwei 
afrikanische Länder sowie zusätzliche Nicht Ständi-
ge Sitze vorsah. Insgesamt sollte der Sicherheitsrat 
so auf 24 Mitglieder vergrößert werden. Mit Blick 
auf dessen Handlungsfähigkeit sollten die neuen 
Ständigen Mitglieder kein Veto-Recht erhalten.22 Es 
lag aber nicht nur an der Verweigerungshaltung der 

21	 Gareis (wie Anm. 2), S. 212 f.

22	 Sven Bernhard Gareis/Johannes Varwick: Die Ver-
einten Nationen, Opladen/Toronto 52014, S. 304 f.
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Ständigen Mitglieder, insbesondere der USA und Chi-
nas, die ihre Macht nicht teilen wollen, dass dieser 
Ansatz scheiterte. Vielmehr lehnten es auch viele 
Staaten in allen Regionalgruppen strikt ab, einzelne 
Mitgliedstaaten auf Dauer mit größerer Macht und 
mehr Einfluss in der Welt auszustatten.

Wenn sich Deutschland als ehrliche Maklerin für 
mehr Multilateralismus in der Welt einbringen will, 
könnte es seine bis heute aufrecht erhaltene For-
derung nach neuen Ständigen Sitzen überdenken. 
Es könnte sich für eine überarbeitete Fassung des 
ebenfalls seit 2005 als Alternative zu den G4-Über-
legungen existierenden Vorschlags der um Italien 
und Spanien herum gebildeten Staatengruppe 
Uniting for Consensus23 einsetzen, der eine neue 
Kategorie von Nicht-Ständigen Mitgliedern mit län-
geren Amtszeiten (ggf. auch durch die Aufhebung 
des unmittelbaren Wiederwahlverbots in Art. 23 
Abs. 2 VN-Charta) vorsieht. Mit einer solchen Re-
form könnte sich die Repräsentativität des Sicher-
heitsrates und damit auch die Legitimität seiner 
Entscheidungen im Vergleich zur gegenwärtigen, 
die Machtverhältnisse von 1945 widerspiegelnden 
Zusammensetzung positiv verändern. 

 Fazit und Ausblick

Die Vereinten Nationen wurden 1945 gegründet, 
um die Wiederholung unheilvoller Machtpolitik 
wie die des nationalsozialistischen Deutschen 
Reiches und seiner Verbündeten zu verhindern. 
Mehr als achtzig Jahre später ist Deutschland ein 
anerkannter Pfeiler der Weltorganisation mit viel 
Einfluss und Handlungsmöglichkeiten sowie der 
damit zusammenhängenden Verantwortung. Dies 
gilt auch nach der schmerzlichen Niederlage vom 
3. Juni 2026.

Es ist daher richtig, dass die Bundesregierung 
den Forderungen nach Trotzreaktionen etwa durch 
die Kürzung von finanziellen Beiträgen24 umgehend 
eine deutliche Absage erteilt hat. Ein souveränes 
Land kann Rückschläge einstecken, sein Verhalten 
überdenken und seinen Kurs auf die richtigen Ziele 
hin weitersteuern.

23	 Ebd.

24	 Zum diesbezüglichen Vorschlag des hessischen 
Landesministers Manfred Pentz siehe: https://www.
fr.de/rhein-main/landespolitik/pentz-fordert-geld-
kuerzung-fuer-un-cdu-und-staatskanzlei-schwei-
gen-94338248.html [Stand: 15.06.2026].

So hat die Bundesregierung sehr schnell ent-
schieden, ihre Anwartschaften auf Nicht-Ständige 
Mitgliedschaften längerfristig anzumelden und 
so unnötige Kollisionen mit anderen Mitgliedern 
der WEOG zu vermeiden. Der Zusammenhalt in der 
Regionalgruppe ist in den gefährlichen Zeiten, durch 
welche die Welt gerade geht, wichtiger als die In-
teressen einzelner, auch führender Mitglieder. Mit 
den Ankündigungen seiner Bewerbungen für die 
Jahre 2035/36 und 2043/44 vermeidet Deutsch-
land mithin Wettbewerbe. Für 2029/30 treten Finn-
land25 und Australien26 an, für 2031/32 Spanien27 
und Luxemburg.28 Für 2033/34 haben bislang die 
Niederlande ihren Hut in den Ring geworfen.29 Mit 
seiner Ankündigung für 2035/36 könnte Deutsch-
land also zusammen mit Schweden ein clean slate 
erreichen und nach einer Zwangspause seinen Acht-
Jahre-Rhythmus aufrechterhalten.

Die VN bleiben der entscheidende Handlungs-
rahmen Deutschlands auf globaler Ebene. Es wird 
jetzt darauf ankommen, durch einen klaren multi-
lateralen Kurs die aufgekommenen Zweifel an der 
Verlässlichkeit Deutschlands als einem werte-
geleiteten Akteur zu zerstreuen, der wie im Irak-
Krieg 2003 oder bei der Libyen-Intervention 2011 
auch gegenüber Verbündeten an seinen Prinzipien 
festhält. Bei allem erforderlichen Pragmatismus 
sind Klarheit, Haltung und Berechenbarkeit grund-
legende Voraussetzungen für Vertrauen, ohne das 
internationale Politik nicht funktionieren kann. 

25	 https://finland4unsc.org/ [Stand: 15.06.2026].

26	 https://www.dfat.gov.au/international-relations/
international-organisations/un/unsc/australia-
on-the-united-nations-security-council [Stand: 
15.06.2026].

27	 Ministry of Foreign Affairs: Spain’s Foreign Action 
Strategy 2025-2028, S. 31. https://www.exteriores.
gob.es/es/PoliticaExterior/Documents/EAE_2025-
2028/Estrategia%20Acci%C3%B3n%20Exteri-
or%20Ingl%C3%A9s.pdf [Stand: 15.06.2026].

28	 Luxembourg Defence Guidelines for 2025 and 
Beyond, S. 18. https://defense.gouvernement.lu/
dam-assets/la-defense/luxembourg-defence-
guidelines-for-2025-and-beyond.pdf [Stand: 
15.06.2026].

29	 https://unric.org/en/the-kingdom-of-the-nether-
lands-and-the-un-what-you-need-to-know/ [Stand: 
15.06.2026].


